
 

  

S 15 KA 378/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sozialgericht Dresden
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Zur Zuordnung eines Arztes mit

mehreren (hier: zwei)
Facharztbezeichnungen in eine
Arztgruppe bei arztgruppenbezogener
Honorarverteilung;

  2. Die pauschale Zuordnung zu einer
Arztgruppe nach der
Abrechnungsnummer bei
arztgruppenbezogener Honorarverteilung
ist rechtswidrig;

Normenkette SGB V § 85 Abs 4
GG Art 12 Abs 1
GG Art 3 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KA 378/02
Datum 17.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Bescheide vom 26.07.2001 und vom 25.10.2001, jeweils in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.03.2002, werden aufgehoben. II. Die Beklagte wird
verpflichtet, Ã¼ber die HonoraransprÃ¼che des KlÃ¤gers fÃ¼r die Quartale I/01
und II/01 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu
entscheiden. III. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Tatbestand:
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Zwischen den Beteiligten ist die Honorarberechnung fÃ¼r die Quartale I/01 und
II/01 aufgrund der Zuordnung zur Honorargruppe der fachÃ¤rztlichen Internisten
streitig.

Der KlÃ¤ger ist als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin sowie als Facharzt fÃ¼r
Diagnostische Radiologie zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen. Im Jahr
2000 hat er an der hausÃ¤rztlichen Versorgung teilgenommen. FÃ¼r den Zeitraum
ab 01.01.2001 hat er sein Wahlrecht zugunsten einer Teilnahme an der
fachÃ¤rztlichen Versorgung ausgeÃ¼bt. Mit Beschluss vom 05.02.2001 stellte der
Zulassungsausschuss Ã�rzte â�¦ fest, dass der KlÃ¤ger ab 01.01.2001 als Facharzt
fÃ¼r Innere Medizin an der fachÃ¤rztlichen Versorgung teilnimmt (Â§ 73 Abs. 1a
i.V.m. Â§ 101 Abs. 5 SGB V). Aufgrund des Wechsels in die fachÃ¤rztliche
Versorgung wurde dem KlÃ¤ger mit Schreiben der Beklagten vom 02.01.2001 die
Abrechnungsnummer 95/20225 mitgeteilt.

Mit Honorarbescheid vom 26.07.2001 vergÃ¼tete die Beklagte HonoraransprÃ¼che
des KlÃ¤gers fÃ¼r das 1. Quartal 2001 (I/01) mit 105.632,09 DM. Bei der
Berechnung des Honorars wandte die Beklagte die ab 01.07.1997 geltenden
Regelungen zu den Praxis- und Zusatzbudgets des Einheitlichen
BewertungsmaÃ�stabes (EBM-Ã�) an. Die Honorarverteilung erfolgte nach dem HVM
vom 29.11.2000 (KVS-Mitteilungen Nr. 6/2000) i.d.F. des HVM vom 30.03.2001 (KVS
Mitteilungen 4/2001) getrennt nach PrimÃ¤r- und Ersatzkassen (Â§ 2 Satz 2 HVM),
wobei nach Vornahme bestimmter AbzÃ¼ge und RÃ¼ckstellungen (Â§ 2 Abs. 1,
Abs. 2 HVM) die GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r den hausÃ¤rztlichen und den
fachÃ¤rztlichen Bereich entsprechend Â§ 85 Abs. 4 und 4a SGB V bzw.
entsprechend den hierzu ergangenen BeschlÃ¼ssen des Bewertungsausschusses
auf Fonds aufgeteilt wird (Â§ 3 HVM). Der auf den Bereich der fachÃ¤rztlichen
Versorgung entfallende Anteil an der GesamtvergÃ¼tung wird nach MaÃ�gabe des
Â§ 5 HVM nach Vornahme bestimmter AbzÃ¼ge auf 10 Facharztfonds fÃ¼r die der
Praxisbudgetierung unterliegenden Facharztgruppen sowie auf 5 Fonds zur
VergÃ¼tung der nicht budgetierten Arztgruppen verteilt (Â§ 5 Abs. 3 HVM).

Nach Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM werden fachÃ¼bergreifend Gemeinschaftspraxen und
Ã�rzte mit mehreren zugelassenen Facharztbezeichnungen entsprechend ihrer
Abrechnungsnummer dem betreffenden Honorarfonds zugeordnet. Der KlÃ¤ger war
in die Gruppe der "fachÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten bzw. FachÃ¤rzte fÃ¼r Lungen-
und Bronchialheilkunde" eingegliedert. Grundlage der Honorarberechnung war
daher der Punktwert der Honorargruppe der fachÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten in
HÃ¶he von zunÃ¤chst 3,55 DPf. im Bereich der PrimÃ¤rkassen und 4,13 DPf. im
Bereich der Ersatzkassen, nach Aufwertung 3,59 DPf. (PrimÃ¤rkassen) bzw. 4,17
DPf. (Ersatzkassen). Der KlÃ¤ger hatte 1.913 FÃ¤lle abgerechnet, darunter waren
1.115 Ã�berweisungsfÃ¤lle. Auf den insgesamt abgerechneten Leistungsbedarf von
2.493.953,0 Punkten entfielen 995.000 auf die Leistungsgruppe 12 (radiologische
Leistungen) und 284.540 Punkte auf den Bereich "Sonographie" (GOP Nr. 375 bis
389 EBM). Im Vergleich dazu hat der Punktwert fÃ¼r die Honorargruppe der
"Radiologen, FachÃ¤rzte fÃ¼r Stahlentherapie bzw. Nuklearmedizin" im Bereich der
PrimÃ¤rkassen 4,52 DPf. und im Bereich der Ersatzkassen 4,99 DPf. betragen.
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Gegen die Honorarberechnung wandte sich der KlÃ¤ger mit Widerspruch vom
10.08.2001, wobei sich nicht mehr aufklÃ¤ren lieÃ�, ob, und wann dieser bei der
Beklagten eingegangen ist. Mit Schreiben vom 29.08.2001 wurde der Widerspruch
zunÃ¤chst damit begrÃ¼ndet, dass noch im Quartal IV/00, als der KlÃ¤ger den
hausÃ¤rztlichen Internisten zugeordnet war, ein Gesamthonorar von 158.999,19 DM
erzielt wurde. Die pauschale Zuordnung der Praxis des KlÃ¤gers zum Honorarfonds
der Fachinternisten mit der damit verbundenen VergÃ¼tung sÃ¤mtlicher
Leistungen nach dem fachinternistischen Punktwert berÃ¼cksichtige nicht die
besondere Praxisstruktur des KlÃ¤gers und stelle einen VerstoÃ� gegen das aus Art.
12 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG folgende Gebot der
Honorarverteilungsgerechtigkeit dar. Die Zuordnung zum Honorarfonds der
Fachinternisten lasse unberÃ¼cksichtigt, dass ca. 60 % aller dort durchgefÃ¼hrten
Leistungen per Ã�berweisung angeforderte Leistungen der Diagnostischen
Radiologie seien. Die Zuordnung stelle gegenÃ¼ber den anderen zugelassenen
Radiologen eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung des KlÃ¤gers dar. Die
Zuordnung beruhe auf der Regelung des Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM. Weshalb die
Abrechnungsnummer ausschlieÃ�lich den Status des KlÃ¤gers als Facharzt fÃ¼r
Innere Medizin berÃ¼cksichtige, sei nicht ersichtlich. Vielmehr mÃ¼sse dem
KlÃ¤ger eine Abrechnungsnummer als Facharzt fÃ¼r Diagnostische Radiologie
erteilt werden.

Die Beklagte lieÃ� im Widerspruchsverfahren feststellen, wie sich das Honorar des
KlÃ¤gers im Quartal I/01 im Falle der Zuordnung zum Honorarfonds der Radiologen
berechnen wÃ¼rde. Bei der Zuordnung in die Honorargruppe 103 (Radiologen)
wÃ¤re danach dem KlÃ¤ger, ohne BerÃ¼cksichtigung der Abstaffelungsregelung
fÃ¼r Radiologen, fÃ¼r das Quartal I/01 ein Honorar von 19.316,41 DM
nachzuzahlen.

Mit Honorarbescheid vom 25.10.2001 vergÃ¼tete die Beklagte HonoraransprÃ¼che
des KlÃ¤gers fÃ¼r das 2. Quartal 2001 (II/01) mit einem Gesamthonorar von
52.261,56 EUR. Der KlÃ¤ger hatte hier 1.784 FÃ¤lle abgerechnet, darunter waren
1.011 Ã�berweisungsfÃ¤lle. Von der Gesamtpunktzahl der kurativen Leistungen von
2.324.227 Punkten entfielen 942.570 Punkte auf die Leistungsgruppe 12
(radiologische Leistungen) und 287.580 Punkte auf die Sonographie-Leistungen
(GOP Nr. 375 bis 389 EBM). Der KlÃ¤ger war ebenfalls der Honorargruppe der
fachÃ¤rztlichen Internisten zugeordnet, was zu einer VergÃ¼tung mit einem
Punktwert von 4,00 DPf. im Bereich der PrimÃ¤rkassen und 3,65 DPf. im Bereich der
Ersatzkassen fÃ¼hrte. Im Vergleich dazu wurden die Leistungen der Radiologen mit
Punktwerten von 5,20 DPf. (PrimÃ¤rkassen) bzw. 4,58 DPf. (Ersatzkassen)
vergÃ¼tet.

Mit Schreiben vom 02.11.2001 legte der KlÃ¤ger auch hiergegen Widerspruch ein
und fÃ¼hrte ergÃ¤nzend aus, dass eine komplette Zuordnung der Praxis zum
Honorarfonds der Radiologen unter Anwendung der Abstaffelungsregelung gem.
Anlage 2 des HVM nicht in Betracht kommen kÃ¶nne. Es mÃ¼sse eine
Sonderregelung getroffen werden, welche explizit und sachgerecht den Status des
KlÃ¤gers als zugelassenen Internisten und Radiologen vollumfÃ¤nglich
berÃ¼cksichtige. Der KlÃ¤ger verwies auf die Urteile des BSG vom 20.01.1999 (B 6

                             3 / 11

https://dejure.org/gesetze/GG/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2078/97


 

KA 78/97; B 6 KA 77/97) zur Frage, wie das fallzahlabhÃ¤ngige Laborbudget eines in
zwei Fachgebieten zugelassenen Arztes zu berechnen sei. Danach sei die Bildung
eines arithmetischen Mittelwertes allenfalls dann hinzunehmen, wenn jede andere
Abrechnungsweise unmÃ¶glich wÃ¤re. So kÃ¶nne hier beispielsweise auch eine
entsprechende Quote gebildet werden, auch eine Kennzeichnungspflicht komme in
Betracht. HÃ¤tte der Bewertungsausschuss auch fÃ¼r Ã�rzte mit mehreren
Gebietsbezeichnungen, von welcher eine dem fachinternistischem
Versorgungsbereich zuzuordnen ist, eine vollstÃ¤ndige Zuordnung zum
fachinternistischem Versorgungsbereich gewollt, so hÃ¤tte er dies entsprechend
der Regelungen zum hausÃ¤rztlichen Versorgungsbereich regeln kÃ¶nnen, was
unterblieben sei. Auch die Regelung in Â§ 6 Abs. 2 HVM kÃ¶nne die derzeitige
VergÃ¼tungsform der Praxis des KlÃ¤gers nicht rechtfertigen.

Die Beklagte hat die WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers zum Anlass genommen, einen
Honorargruppenwechsel vorzunehmen und den KlÃ¤ger ab dem 3. Quartal 2001
(III/01) der Honorargruppe der Radiologen (HG 103) zugeordnet. Mit Schreiben vom
04.12.2001 wurde dem KlÃ¤ger ab dem Quartal I/02 die Abrechnungsnummer
95/53600 zugewiesen.

Die WidersprÃ¼che wurden zurÃ¼ckgewiesen (Widerspruchsbescheid vom
05.03.2002). Hinsichtlich des Widerspruchs fÃ¼r das Quartal I/01 gewÃ¤hrte die
Beklagte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Die Zuordnung des KlÃ¤gers zum
Honorarfonds der fachÃ¤rztlichen Internisten beruhe zum einen auf seiner
Entscheidung, ab dem 01.01.2001 an der fachÃ¤rztlichen Versorgung teilzunehmen
und zum anderen auf der Tatsache, dass der KlÃ¤ger bis einschlieÃ�lich IV/00 als an
der hausÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmender Facharzt fÃ¼r Innere Medizin und
Facharzt fÃ¼r Diagnostische Radiologie aus dem Honorarfonds der hausÃ¤rztlichen
Internisten vergÃ¼tet wurde. Die Zuordnung zu den fachÃ¤rztlichen Internisten
erfolgte Mangels anderweitiger Aussage des KlÃ¤gers. Infolgedessen sei er nach Â§
6 Abs. 2 Satz 2 HVM entsprechend der Abrechnungsnummer dem betreffenden
Honorarfonds der fachÃ¤rztlichen Internisten zugeordnet worden. Dem Antrag auf
Honorargruppenwechsel sei ab III/01 entsprochen worden. Ein rÃ¼ckwirkender
Wechsel komme nicht in Betracht. Zum einen sei der Honorargruppenwechsel an
einen Antrag gebunden und kÃ¶nne schon deshalb nicht rÃ¼ckwirkend erfolgen;
zum anderen soll dem Einzelnen nach Kenntnis der Auszahlungspunktwerte und der
HonorarhÃ¶he nicht der Wechsel in die fÃ¼r ihn jeweils gÃ¼nstige Zuordnung
ermÃ¶glicht werden. Die Beklagte stellte klar, dass bis zum Quartal IV/00 die
fachÃ¤rztlichen Leistungen mit dem durchschnittlichen Punktwert Ã¼ber alle
Honorarfonds vergÃ¼tet wurden. Auch liege der Anteil der radiologischen
Leistungen (Leistungsgruppe 12 und Sonographie [GOP 375 bis 389]) bezogen auf
die gesamte Abrechnung des Jahres 2000 bei durchschnittlich 54,48 %. Im Interesse
der Ã�berschaubarkeit und PraktikabilitÃ¤t von Honorarverteilungsregelungen
komme ihr, der Beklagten, ein weiter Gestaltungsspielraum im Sinne von
pauschalierenden und typisierenden Regelungen zugute; ein VerstoÃ� gegen das
Gebot der Verteilungsgerechtigkeit bestehe nicht. Der Hinweis auf die Entscheidung
des BSG vom 20.01.1999 (B 6 KA 78/97) sei verfehlt, da der Sachverhalt nicht mit
der durch den HVM getroffenen Regelungen zu vergleichen sei. Dem Arzt obliege
die Entscheidung, in welchem fachÃ¤rztlichen Bereich er schwerpunktmÃ¤Ã�ig
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tÃ¤tig sein will und nach dieser Entscheidung richte sich die entsprechende
Honorarfondszuordnung.

Mit der hiergegen am 02.04.2002 eingelegten Klage verfolgt der KlÃ¤ger sein
Rechtsbegehren weiter. Zur BegrÃ¼ndung gab er an, im Quartal III/01 ein
Gesamthonorar von 64.390,91 EUR erhalten zu haben, was im Vergleich zu den
streitigen Quartalen Mehreinnahmen in HÃ¶he von 12.625,00 EUR bzw. 10.877,00
EUR (20 % bzw. 24 %) bedeute. Das Gebot der Honorarverteilungsgerechtigkeit
werde durch die pauschale Zuordnung des KlÃ¤gers gem. Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM
zur Honorargruppe der fachÃ¤rztlichen Internisten verletzt. Die Zuordnung lasse die
gravierenden Unterschiede zwischen den Fachinternisten einerseits und den
FachÃ¤rzten fÃ¼r rein Diagnostische Radiologie andererseits auÃ�er Betracht. Die
radiologische Diagnostik werde via Auftragsleistungen bezogen; FachÃ¤rzte fÃ¼r
Innere Medizin kÃ¶nnten auch ohne Ã�berweisung in Anspruch genommen werden.
Die radiologische Diagnostik sei in der Regel aufgrund des notwendigen
medizinischen Equipments ungleich kostenintensiver. Der KlÃ¤ger bezieht sich auf
die Entscheidung des BSG vom 29.09.1993 (Az. 6 RKa 65/91) und stellt fest, dass
fÃ¼r ein Gemisch sehr unterschiedlicher Leistungen unterschiedlich strukturierter
Arztgruppen nicht ein einheitlicher Honorartopf gebildet werden dÃ¼rfe. Die Praxis
des KlÃ¤gers weise keinen "Praxisschwerpunkt" auf, da sich der Anteil an
internistischen und radiologischen Leistungen ungefÃ¤hr gleich hoch verhÃ¤lt.
Schon die hohe Fallzahl belege, dass der KlÃ¤ger dem Grunde nach "zwei Praxen"
betreibe, eine internistische und eine radiologische Facharztpraxis. Das Kriterium
der "Abrechnungsnummer" habe keinerlei Aussagekraft und erscheine als MaÃ�stab
fÃ¼r die Eingruppierung der Praxis des KlÃ¤gers untauglich. Der KlÃ¤ger habe
lediglich eine ErklÃ¤rung bezÃ¼glich der Teilnahme an der fachÃ¤rztlichen
Versorgung abgegeben; keinesfalls habe er einen Antrag auf Zuordnung zum
Honorarfonds der Fachinternisten gestellt. Er sei zu keinem Zeitpunkt Ã¼ber ein
entsprechendes Antragsrecht informiert worden, obgleich dies gerade der
FÃ¼rsorgepflicht der Beklagten gegenÃ¼ber ihren Mitgliedern entsprechen
wÃ¼rde. Die Abrechnungsnummer im Sinne des Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM werde
seitens der Beklagten ohne Mitwirkung des betroffenen Vertragsarztes zugewiesen.
Auch sehe der geltende HVM ein entsprechendes Antragsrecht nicht vor. Der
Verweis der Beklagten auf Chirurgen oder OrthopÃ¤den, welche ebenfalls
radiologische Leistungen erbringen, gehe fehl. Der gravierende Unterschied bestehe
darin, dass diese Ã�rzte ausschlieÃ�lich Ã¼ber eine Fachgebietsbezeichnung
verfÃ¼gen, welche sie nach dem geltenden Weiterbildungsinhalten partiell
berechtigen, auch radiologische Leistungen durchzufÃ¼hren. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gt
Ã¼ber zwei Fachgebietsbezeichnungen und ist mit diesen beiden Bezeichnungen in
das Arztregister eingetragen. Bezugnehmend auf die Entscheidungen des BSG vom
20.01.1999 (Az.: B 6 KA 78/97) fÃ¼hrt der KlÃ¤ger aus, dass die Entscheidung des
Arztes mit Doppelzulassung, seine TÃ¤tigkeit schwerpunktmÃ¤Ã�ig auf ein
Fachgebiet auszurichten und im anderen Fachgebiet nur gelegentlich tÃ¤tig zu
werden, Teil seiner durch Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG geschÃ¼tzen
BerufsausÃ¼bungsfreiheit sei. Zwar komme hier fÃ¼r den Erlass des Â§ 6 Abs. 2
Satz 2 HVM als einschlÃ¤gige Berechtigungsgrundlage Â§ 85 Abs. 4 SGB V in
Betracht; allerdings werde der besonderen Praxisstruktur des KlÃ¤gers in
gleichheitswidriger Weise nicht ausreichend Rechnung getragen. Ein sachlicher
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Grund dafÃ¼r, die als Auftragsleistungen erbrachten Radiologieleistungen nach
dem sehr niedrigen fachinternistischen Punktwert zu vergÃ¼ten, sei nicht zu
erkennen. Eine getrennte VergÃ¼tung der radiologischen Auftragsleistungen
einerseits sowie der internistischen Leistungen andererseits wÃ¼rde die Beklagte
auch nicht vor unÃ¼berwindbare Verwaltungsschwierigkeiten stellen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung der Honorarbescheide vom 26.07.2001 und
25.10.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05.03.2002 zu
verpflichten Ã¼ber die Honorarforderung des KlÃ¤gers fÃ¼r die Quartale I/01 und
II/01 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die von der Beklagten gewÃ¤hlte Art der Honorarverteilung verstoÃ�e nicht gegen
den Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit. Sie gewÃ¤hrleiste, dass das
Risiko der Leistungsausweitung innerhalb der Arztgruppe verbleibt. Dabei werde an
die von den Arztgruppen typischerweise erbrachten Leistungen und somit an ein
sachliches Kriterium angeknÃ¼pft. Hier seien generalisierende und pauschalierende
Regelungen zulÃ¤ssig. Ansonsten mÃ¼ssten beispielsweise auch von Chirurgen
oder OrthopÃ¤den erbrachte radiologische Leistungen aus dem Radiologenfonds
vergÃ¼tet werden, was die Honorarverteilung auch aufgrund des damit
verbundenen Verwaltungsaufwandes letztlich einer praktikablen Handhabung
entziehen wÃ¼rde. Eine Benachteiligung des KlÃ¤gers durch die Regelung des Â§ 6
Abs. 2 Satz 2 HVM bestehe nicht, zumal den VertragsÃ¤rzten die MÃ¶glichkeit des
Wechsels der Abrechnungsnummer nach entsprechender Antragstellung offen stehe
und somit Einfluss auf die HonorarfondszugehÃ¶rigkeit genommen werden kÃ¶nne.
Es bestehe auch keine Verpflichtung der Beklagten, etwaige Leistungsanteile oder
eine schwerpunktmÃ¤Ã�ige Leistungserbringung in jedem Quartal zu
Ã¼berprÃ¼fen. Es sei vielmehr eine Obliegenheit des Leistungserbringers, bei
Ã�nderung des Leistungsspektrums oder verÃ¤nderter Schwerpunktsetzung sein
Begehren auf anderweitige Zuordnung gegenÃ¼ber der Beklagten deutlich zu
machen. Dem kÃ¶nne nur fÃ¼r den nach Antragstellung liegenden Zeitraum
stattgegeben werden, da Sinn und Zweck der Wechseloption nicht darin liege, nach
Kenntnis von Punktwerten und Honorar durch einen rÃ¼ckwirkenden Wechsel eine
Verbesserung der VergÃ¼tung zu erzielen. Die Beklagte teilte mit, dass im Bereich
der KV Sachsen 54 Ã�rzte mit Doppelzulassung an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung teilnehmen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf die beigezogene
Verwaltungsakte, eine Zulassungsakte sowie die Gerichtsakte, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die zulÃ¤ssige, weil form- und fristgerecht erhobene Klage, ist in der Sache
begrÃ¼ndet. Die Honorarbescheide vom 26.07.2001 und 25.10.2001 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 05.03.2002 erweisen sich als rechtswidrig und
verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten (im Sinne von Â§ 54 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG), soweit die Beklagte bei der Honorarermittlung den
KlÃ¤ger schematisch dem Honorarfonds der fachÃ¤rztlichen Internisten zugeordnet
hat. Dabei hat die Kammer in der Besetzung mit zwei ehrenamtlichen Richtern aus
dem Kreis der VertragsÃ¤rzte verhandelt und entschieden, weil es sich um eine
Angelegenheit der KassenÃ¤rzte handelt (Â§ 12 Abs. 3 Satz 2 SGG).

Honorarverteilungsregelungen einer KassenÃ¤rztlichen Vereinigung sind an den
gesetzlichen Vorgaben des Â§ 85 Abs. 4 Sozialgesetzbuch, 5. Buch (SGB V) i.V.m.
dem Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit, der sich aus Art. 12 Abs. 1
i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG ergibt, zu messen (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. BSG SozR
3-2500 Â§ 85 Nr. 4; Â§ 85 Nr. 23; Â§ 85 Nr. 26; Â§ 85 Nr. 30, zuletzt Urteil vom
31.01.2001, Az.: B 6 KA 13/00 R). Zentrale Bedeutung kommt dabei der
Bestimmung des Â§ 85 Abs. 4 Satz 3 SGB V zu, nach der bei der Verteilung der
GesamtvergÃ¼tung Art und Umfang der Leistungen des Vertragsarztes zugrunde zu
legen sind. Zwar sind danach Ã¤rztliche Leistungen prinzipiell gleichmÃ¤Ã�ig zu
vergÃ¼ten. Der normsetzenden KÃ¶rperschaft verbleibt jedoch ein Spielraum fÃ¼r
sachlich gerechtfertigte Abweichungen von diesem Grundsatz, der es ihr
ermÃ¶glicht, ihrem Sicherstellungsauftrag und ihren sonstigen vertraglichen und
gesetzlichen Verpflichtungen gerecht zu werden (vgl. BSG SozR 3-2500 Â§ 85 Nr. 26
; Â§ 85 Nr. 30).

Dabei ist die Honorarverteilung nach Facharztfonds, wie sie die Beklagte im HVM
vorgenommen hat, nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG nicht zu beanstanden
(vgl. BSG, Urt. v. 07.02.1996, Az.: 6 RKa 68/94). Durch die EinfÃ¼hrung des
Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG v. 21.12.1992, BGBl. I S. 2266) waren die
KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen auf der Grundlage des Â§ 85 Abs. 4 SGB V zur
Bildung arztgruppenbezogener Honorarkontingente berechtigt. Die Bildung fester
fachgruppenbezogener Honorarkontingente bleibt selbst dann zulÃ¤ssig, wenn dies
zur Folge haben kann, dass bei unterschiedlicher Mengenentwicklung in einzelnen
Ã¤rztlichen Fachgebieten die gleichen Leistungen fÃ¼r VertragsÃ¤rzte aus
unterschiedlichen Fachgebieten unterschiedlich hoch vergÃ¼tet werden (vgl. BSG 
SozR 3-2500 Â§ 85 Nr. 11). Â§ 85 Abs. 4 SGB V gestattete in der Fassung des GSG
1992 ausdrÃ¼cklich eine "nach Arztgruppen unterschiedliche" Honorarverteilung.
Der mit dem Kassenarztrecht befasste 6. Senat des BSG hat es deshalb gebilligt,
wenn die Honorarverteilung nach festen, arztgruppenbezogenen Kontingenten
erfolgt (vgl. BSG Urt. v. 07.02.1996, Az.: 6 RKa 68/94). Bei der Bildung der
HonorartÃ¶pfe kann nach Arztgruppen, Versorgungsgebieten oder
Leistungsbereichen erfolgen; Mischsysteme sind ebenfalls zulÃ¤ssig (vgl. BSGE 83,
1, 2 ff; zuletzt Urteil vom 11.09.2002, Az.: B 6 KA 30/01 R). Die Bildung von
HonorartÃ¶pfen steht allerdings nicht im freien Ermessen der kassenÃ¤rztlichen
Vereinigung und bedarf vielmehr wegen der mÃ¶glichen unterschiedlichen
Punktwerte sachlicher Rechtfertigung. So hat die Beklagte u.a. zu verhindern, dass
sich die Anteile an den GesamtvergÃ¼tungen fÃ¼r einzelne Arztgruppen
verringern, weil andere Gruppen durch Mengenausweitungen ihre Anteile an den
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GesamtvergÃ¼tungen absichern oder sogar vergrÃ¶Ã�ern (BSG a.a.O.).

Bei der Bildung einer Honorargruppe fÃ¼r alle fachÃ¤rztlichen Internisten bzw.
FachÃ¤rzte fÃ¼r Lungen- und Bronchialheilkunde hÃ¤lt sich die Beklagte innerhalb
ihres Gestaltungsspielraums. Sie darf, worauf sie zu Recht hingewiesen hat, bei der
Bildung von Honorargruppen im Sinne einer Typisierung einzelne Leistungserbringer
zusammenfassen und muss nicht jedes Unterscheidungsmerkmal
berÃ¼cksichtigen.

Sofern der HVM der Beklagten jedoch in Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 fÃ¼r Ã�rzte mit
mehreren zugelassenen Facharztbezeichnungen schematisch eine Zuordnung zu
einem Honorarfonds entsprechend der Abrechnungsnummer vornimmt, verstÃ¶Ã�t
dies gegen den Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit.

Aus dem Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit ist abzuleiten, dass nur
ihrer Art nach vergleichbare Leistungen zu einem Honorartopf zusammengefasst
werden dÃ¼rfen (BSGE 73, 131, 139; zuletzt Urteil v. 28.06.2002, Az.: B 6 KA 28/01
R). Die EinfÃ¼hrung einer Honorarverteilung nach festen arztgruppenbezogenen
Kontingenten soll gewÃ¤hrleisten, dass die Entwicklung des Punktwertes von den
fachgruppenspezifischen Mengenausweitungen abhÃ¤ngig ist (BSG SozR 3-2500 Â§
85 Nr. 31). Diese Ziel wird jedoch verfehlt, wenn durch die Honorierung zahlreicher
arztgruppenfremder Leistungen der Punktwert vom Leistungsverhalten anderer
Arztgruppen abhÃ¤nge (vgl. BSG, Urteil vom 28.06.2002, B 6 KA 28/01R). Bezogen
auf die Arztgruppe der fachÃ¤rztlichen Internisten bedeutet dies, dass deren
Punktwert durch die Honorierung der vom KlÃ¤ger erbrachten radiologischen
Leistungen beeinflusst wird.

Als BerufsausÃ¼bungsregelung im Sinne von Art. 12 Abs. 1 GG bedarf Â§ 6 Abs. 2
Satz 2 HVM einer hinreichende normativen Grundlage, die mit Â§ 85 Abs. 4 SGB V
vorliegt. Allerdings muss bei der DurchfÃ¼hrung der sachgerechten
Honorarverteilung auf der Basis arztgruppenbezogener Honorarfonds das Gebot der
Verteilungsgerechtigkeit beachtet werden. Das auch im Bereich der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung geltende Gleichheitsgebot des Art. 3 GG enthÃ¤lt
nicht nur das Verbot sachwidriger Differenzierung, sondern genauso das Gebot
sachgerechter Differenzierung bei Vorliegen wesentlicher Unterschiede. Bei der
Honorarverteilung hat die Beklagte deshalb die Unterschiede zu berÃ¼cksichtigen,
die typischerweise innerhalb der betroffenen Berufsgruppe bestehen (vgl. BSG SozR
3-2500 Â§ 85 Nr. 4). Zwar bleibt der Beklagten auch bei der Beachtung des
Gleichheitsgebotes ein weiter Gestaltungsspielraum. Ein VerfassungsverstoÃ� ist
allerdings dann anzunehmen, wenn die Ungleichheit in dem jeweils in Betracht
kommenden Zusammenhang so bedeutsam ist, dass ihre Beachtung nach einer am
Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise geboten erscheint
(BVerfGE 60, 113, 119; 67, 70, 85). Die hier angewandte Regelung hat im Falle des
KlÃ¤gers zur Folge, dass sÃ¤mtliche Leistungen, gleich ob radiologisch und
Ã¼berweisungsgebunden oder fachÃ¤rztlich internistisch und nicht
Ã¼berweisungsgebunden, mit einem einheitlichen Punktwert (der fachÃ¤rztlichen
Internisten) vergÃ¼tet werden. Diese Rechtsfolge ist hinnehmbar fÃ¼r Arztgruppen
mit Einzelzulassung, die im Rahmen dieser Zulassung (auch) radiologische
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Leistungen erbringen. So muss die Beklagte OrthopÃ¤den oder Chirurgen, die
radiologische Leistungen erbringen, dafÃ¼r auch weiterhin nicht den Punktwert der
Honorargruppe der Radiologen vergÃ¼ten.

Die Vorgehensweise erweist sich jedoch als rechtswidrig fÃ¼r Ã�rzte mit
Doppelzulassung. Anders als bei den von der Beklagten beispielsweise
aufgefÃ¼hrten OrthopÃ¤den und Chirurgen, deren Praxisstruktur sich aus der
BeschrÃ¤nkung auf ihr jeweiliges Fachgebiet ergibt, wird der Vertragsarzt mit einer
Doppelzulassung fÃ¼r zwei Fachgebiete nicht auf eine bestimmte, typische
Ausgestaltung seiner Praxis festgelegt (vgl. BSG SozR 3-2500 Â§ 87 Nr. 20).
Entscheidet sich der Arzt, der in zwei Fachgebieten zugelassen ist, seine TÃ¤tigkeit
schwerpunktmÃ¤Ã�ig auf ein Fachgebiet auszurichten, bewegt er sich im Rahmen
der durch Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG geschÃ¼tzten BerufsausÃ¼bungsfreiheit. Das
Gleiche gilt, wenn der Arzt mit Doppelzulassung â�� wie hier â�� keinen
Schwerpunkt wÃ¤hlt, sondern in beiden Fachgebieten gleichmÃ¤Ã�ig tÃ¤tig wird.
Erfolgt in diesem Fall eine Zuordnung in nur eine von zwei mÃ¶glichen
Abrechnungsnummern, ohne AnhÃ¶rung des Arztes, verstÃ¶Ã�t die darauf
basierende pauschale Zuordnung zu einem Honorarfonds gegen das Gebot der
Verteilungsgerechtigkeit. Die Vorgehensweise vernachlÃ¤ssigt die Unterschiede die
sich zwischen den fachÃ¤rztlichen Internisten und den Radiologen dadurch ergeben,
dass erstere ihr Auftragspektrum und ihren Leistungsumfang weitgehend selbst
bestimmen kÃ¶nnen, wÃ¤hrend letztere ausschlieÃ�lich Auftragsleistungen
erbingen (vgl. BSGE 73, 131 â�� 141). Gerade die Arztgruppe der Radiologen
unterscheidet sich von den Ã¼brigen Arztgruppen durch den erheblichen
Betriebskostenansatz. WÃ¤hrend fÃ¼r die Radiologen in den neuen
BundeslÃ¤ndern ein Betriebskostenansatz von 81,8 % anzunehmen ist, fallen fÃ¼r
die Internisten nur 58,8 % an (wobei nicht zwischen haus- und fachÃ¤rztlichen
Internisten differenziert wird; vgl. Kostenstrukturanalyse in der Arztpraxis des ZI
1999, Statistik der KBV). Die erheblich abweichende Kostenstruktur muss bei der
Eingliederung in die Honorargruppe gewÃ¼rdigt werden. Gerichtlicherseits ist auch
davon auszugehen, dass durch die Anwendung von Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM nicht
lediglich der KlÃ¤ger, sondern die gesamte Gruppe der Ã�rzte mit Doppelzulassung
systematisch benachteiligt wird, ohne dass dies durch den Zweck der HVM-
Regelung gerechtfertigt wÃ¤re.

Auch mit dem Gesichtspunkt einer zulÃ¤ssigen Generalisierung und Pauschalierung
lÃ¤sst sich insoweit die mangelnde Differenzierung bei Ã�rzten mit Doppelzulassung
nicht rechtfertigen. Insbesondere steht dem nicht der Einwand der mangelnden
PraktikabilitÃ¤t oder Effizienz entgegen. Es handelt sich nach Mitteilung der
Beklagten im Raum Sachsen um insgesamt 54 Leistungserbringer mit
Doppelzulassung. Bei diesem abgrenzbaren Personenkreis begegnet es keinerlei
Schwierigkeiten beispielsweise die Zuweisung einer Abrechnungsnummer und
darauf basierende Zuordnung zu einem Honorarfonds erst nach AnhÃ¶rung der
Betroffenen vorzunehmen. Auch eine Quotelung bei der Honorarabrechnung kÃ¤me
ohne unzumutbaren Verwaltungsaufwand in Betracht. So bereitet es dem KlÃ¤ger
aufgrund seiner seit Jahren gewachsenen Praxisstruktur und einem nur
geringfÃ¼gig schwankendem Behandlungsverhalten keine Schwierigkeiten, eine
Quote fÃ¼r fachinternistische und radiologische Leistungen anzugeben. Auch
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konnte die Beklagte, ohne Zuordnung zu den einzelnen Behandlungsausweisen,
anhand der abgerechneten Punktsummen eine entsprechende Quote ermitteln.

FÃ¼r die differenzierende Betrachtung spricht ferner das BewertungsgefÃ¼ge des
EBM. Nach Teil B Nr. 1.6.2 EBM wird fÃ¼r einen Arzt, der seine vertragsÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit unter mehreren Gebietsbezeichnungen ausÃ¼bt, die HÃ¶he der
arztgruppenbezogenen Fallpunktzahlen als arithmetischer Mittelwert entsprechend
Nr. 1.5 errechnet. Der Bewertungsausschuss geht somit von der Annahme aus, dass
Ã�rzte mit mehreren Gebietsbezeichnungen hinsichtlich der Fallpunktzahlen nicht
schematisch nach einem der Fachgebiete zu bewerten sind. Gleiches muss nach
Auffassung der Kammer auch fÃ¼r die Eingruppierung in einen
arztgruppenbezogenen Honorarfonds gelten. Die Regelung des Â§ 6 Abs. 2 Satz 2
HVM wird diesen Vorgaben nicht gerecht. Die Beklagte ist vielmehr verpflichtet, im
HVM entsprechende Vorkehrungen dafÃ¼r zu treffen, dass aufgrund der
pauschalierenden Vorgehensweise RechtsverstÃ¶Ã�e unterbleiben. Dies kann
beispielsweise dadurch erfolgen, dass den Ã�rzten mit Doppelzulassung mehrere
interne Abrechnungsnummern zugeordnet werden (so BSG, Urt. v. 26.06.2002, B 6
KA 28/01 R zur Problematik fachÃ¼bergreifender Gemeinschaftspraxen).

SchlieÃ�lich bestÃ¼nden keine HinderungsgrÃ¼nde, die vorgenommene
Ã�nderung der Abrechnungsnummer zugunsten des KlÃ¤gers auch fÃ¼r die
Vergangenheit zu beschlieÃ�en. Hinsichtlich der rÃ¼ckwirkenden
Neueingruppierung gelten die fÃ¼r Rechtsnormen entwickelten GrundsÃ¤tze der
RÃ¼ckwirkung. Danach wird zwischen der nur ausnahmsweise zulÃ¤ssigen echten
RÃ¼ckwirkung und der unter leichteren Voraussetzungen zulÃ¤ssigen unechten
RÃ¼ckwirkung unterschieden. Bei der echten RÃ¼ckwirkung wird nachtrÃ¤glich
Ã¤ndernd in abgewickelte, der Vergangenheit angehÃ¶rende Sachverhalte
eingegriffen, wÃ¤hrend bei der unechten RÃ¼ckwirkung auf noch nicht
abgeschlossene Sachverhalte fÃ¼r die Zukunft eingewirkt wird. Die rÃ¼ckwirkende
Zuteilung einer neuen Abrechnungsnummer wÃ¼rde einen Fall der "echten
RÃ¼ckwirkung" darstellen. Dies wÃ¤re jedoch rechtlich nicht zu beanstanden.
Insbesondere stÃ¼nde insoweit kein Vertrauensschutztatbestand entgegen. Es
entspricht dem Grundprinzip der Honorarverteilung, dass der Punktwert und / oder
die VergÃ¼tungsquote erst nach Quartalsschluss feststeht. Die kassenÃ¤rztlichen
Vereinigungen haben grundsÃ¤tzlich einen weiten Gestaltungsspielraum, wenn es
darum geht, nach Abschluss eines Quartals sachgerechte Regelungen zu treffen,
um unerwÃ¼nschten Verteilungswirkungen gegensteuern zu kÃ¶nnen (vgl. LSG
Stuttgart, Urteil vom 10.05.2000, Az.: L 5 KA 2143/99). Die Beklagte beruft sich
selbst in anderen ZusammenhÃ¤ngen auf die MÃ¶glichkeit, den HVM rÃ¼ckwirkend
zu Ã¤ndern (vgl. Urteil des SG Dresden vom 15.05.2002, S 11 KA 15/01). Auch das
BSG geht von der grundsÃ¤tzlichen ZulÃ¤ssigkeit nachtrÃ¤glicher Korrekturen eines
HVM aus (vgl. Urt. v. 03.03.1999, Az.: B 6 KA 15/98 R; BSG SozR 3-2500 Â§ 85 Nr.
23). Diese MÃ¶glichkeiten der rÃ¼ckwirkenden Korrektur von
Honorarverteilungsregelungen lÃ¤sst auch die nachtrÃ¤gliche Korrektur der
Abrechnungsnummer zu. Der Hinweis der Beklagten auf die MÃ¶glichkeit der
VertragsÃ¤rzte, sich dann jeweils die Abrechnungsnummer der Arztgruppe
auszusuchen, in der der hÃ¶chste Punktwert erzielt wurde, geht fehl. UmwÃ¤lzende
Verschiebungen bei den PunktwerthÃ¶hen sind angesichts der seit Jahren
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praktizierten Honorarverteilung nach Arztgruppen bereits nicht zu erwarten. So geht
die Kammer nicht davon aus, dass sich der Punktwert der fachÃ¤rztlichen
Internisten von einem Quartal auf das Folgende so stark erhÃ¶ht, dass ein Wechsel
von den Radiologen zu den fachÃ¤rztlichen Internisten lukrativ wÃ¤re. SchlieÃ�lich
wÃ¼rde von der kleinen Gruppe von 54 Ã�rzten mit Doppelzulassung insoweit keine
GefÃ¤hrdung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung als Ganzes ausgehen, wenn
Einzelne rÃ¼ckwirkend in eine andere Honorargruppe eingestuft wÃ¼rden.

Der VerstoÃ� gegen den Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit macht die
Regelung des Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM somit rechtswidrig, soweit der Automatismus
bei FachÃ¤rzten mit Doppelzulassung betroffen ist. Die Regelung ist zumindest
ergÃ¤nzungsbedÃ¼rftig, wobei es dem normativen Ermessen der Beklagten obliegt,
den rechtswidrigen Zustand zu beseitigen und Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 HVM durch eine
differenzierende Regelung zu ersetzen.

Danach war wie festgestellt zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197 a Abs. 1 S. 1 3. HS SGG (i.d.F. des 6.
SGG-Ã�ndG vom 17.08.2001, BGBl. I. S. 2144) i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO.

Erstellt am: 16.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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